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Im August 1848 antwortete Oberamtmann Bürger 
nicht ohne Stolz auf den Ministerial-Erlaß, durch 
den an »die Organisation und taktische Einleitung 
der [Bürgerwehr-]Mannschaften, insbesondere 
nach Beendigung der Erntearbeiten « erinnert wor­
den war.1 Dabei hob er den »Eifer und die 
Bereitwilligkeit« hervor, mit der alle Beteiligten die 
Umsetzung des Bürgerwehrgesetzes in den voran­
gegangenen Monaten vorangetrieben hatten . Das 
»löbliche Beispiel der Oberamtsstadt Aalen« - so 
seine Hoffnung - sollte vor allem die Verwaltungen 
in den Landgemeinden des Oberamtes beein­
drucken und ihre Furcht vor den nicht unerhebli­
chen Folgekosten einer solchen Einrichtung zer­
streuen. 
Mit dem »Gesetz die Volksbewaffnung betreffend « 
vom 1. April 1848 war eine der wesentlichen 
»Märzforderungen « erfüllt, die staatliche Be­
schränkung des Waffenbesitzes aufgehoben. Der 
vom Innenministerium erarbeitete Begleitvortrag, 
mit dem der Gesetzentwurf bei den Landständen 
eingebracht wurde, hatte das Vertrauen der 
Regierung gegenüber der Bevölkerung betont, das 
hierin zum Ausdruck kommen würde. 

Lockerung des Waffenverbots 

Seit der Volksentwaffnung im Jahre 1809 war gera­
de in dieser Beziehung das Verhältnis zwischen 
Bevölkerung und Regierung belastet.2 Die 
Jahrhunderte geltende Pflicht der württembergi­
schen Untertanen, sich an der Landesverteidigung 
zu beteiligen, vor allem aber ihr hieraus resultieren­
des Selbstverteidigungsrecht betrachtete König 
Friedrich 1. als Gefahr. Erst unter seinem Nachfolger, 
König Wilhelm 1., wurde das allgemeine Waffen­
verbot gelockert. 
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Die Aalener Bürgerwehr 1848/49 
und ihre Vorgeschichte 

Der Landtag verfolgte indes weitergehende Pläne. 
Eine großangelegte Volksbewaffnung im Königreich 
sollte das stehende Heer, das Machtinstrument des 
Landesherrn, zum Teil überflüssig machen. In der 
Landesverfassung von 1819 wurde denn auch die 
Pflicht der Staatsbürger, sich außerhalb des Militärs 
zum Waffendienst tauglich zu halten, festgelegt. 
Obgleich König Wilhelm den allmählich wieder 
entstehenden Bürgergarden und Schützencorps im­
mer wieder sein Wohlwollen bekundete, blieb der 
skizzierte Interessengegensatz zwischen Landes­
herrn und Landständen zunächst bestehen. Die 
Bürgergarden sollten an Festtagen paradieren und 
beim Besuch des Königs in der jeweiligen Stadt die 
Ehrenwache stellen. Über den Rahmen der 
Repräsentation hinausgehende Absichten wie sie 
vom Reutlinger Bürgermilitär noch 1819 vorge­
bracht wurden - es wollte auch für polizeiliche 
Zwecke Verwendung finden - wurden zunächst 
vom Innenministerium noch abgelehnt. 
Etwa zehn Jahre später unterstützten die in 28 
Städten des Königreichs eingerichteten Bürger­
milizen zum Teil die Ortspolizei bei Feuers­
brünsten, Jahrmärkten oder dem Transport von 
Gefangenen . Ihr Nutzen wurde mittlerweile so 
hoch eingeschätzt, daß die Oberämter im Sommer 
1828 vom Innenministerium aufgefordert wurden, 
eine Erklärung darüber abzugeben, inwieweit die 
Städte und größeren Landgemeinden des Bezirks 
geneigt seien, eine »bürgerliche Schutz- und 
Ehrenwache« aufzustellen. 

Bürgermilizen in Aalen, Unterkochen und 
Wasseralfingen 

Im Oberamt Aalen wurden die Stadt- bzw. 
Gemeinderäte in Aalen, Abtsgmünd, Essingen und 



Wasseralfingen befragt. Die Resonanz war denkbar 
schlecht, da alle Gemeinden den Kostenaufwand 

scheuten. Auf Betreiben des Oberamtes fanden sich 
schließlich 34 Aalener Bürger bereit, einer Miliz 
beizutreten. Am 11. Oktober 1828 gab der 
Oberamtmann dem Aalener Stadtschultheißen so­
wie den Stadträten deren Einrichtung bekannt. 
»Man erwartet zugleich von diesen Behörden, daß 

sie von ihrer Seite alles thun und beitragen werden, 
was dieses Institut [ .. . ] in seinem Gedeihen und 
Fortbestehen fördern kann«.3 Der Gemeinderat ent­
sprach dieser Aufforderung zunächst, indem er die 
Einrichtung eines Depots im Rathaus beschloß, in 
dem fünfzig Gewehre und Säbel aufbewahrt wer­
den konnten. Maßnahmen gegen eventuelle »un­
ziemliche Äußerungen, Spöttereien usw.«, die vom 
Oberamtmann befürchtet wurden, schienen vorerst 
nicht notwendig. Die Truppe sollte nach dem 
Muster des Stuttgarter Schützencorps organisiert 
und uniformiert sein. Lediglich die dunkelgrünen 
Uniformen wichen vom Vorbild ab. 
Neben Aalen bildete sich auch in Unterkochen eine 
Bürgermiliz, die allerdings erst 1829 ihre Statuten 
erhielt. Wie dem zwei Jahre später im Druck er­
schienenen Heft zu entnehmen ist, bestand die 

Die Stuttgarter Stadtgarde zu Pferd 1831. 

166 

»Bestimmung des bürgerlichen Schützen-Corps 
darin: 
a) bei Festlichkeiten, feierlichen Aufzügen etc. in 
hiesigem Ort, und zwar auf erhaltene Aufforderung 
des königl. Ober-Amts oder des Gemeinde-Rats, zu 
Erhöhung der Feierlichkeit mitzuwirken; 
b) bei entstehender Feuer-Gefahr im Schult­
heisserei-Bezirk nach den Weisungen der Polizei­
Behörde zu Ausführung ihrer Anordnungen Dienste 
zu leisten.«4 

Auch in Aalen fand zu diesem Zeitpunkt - vermut­
lich wieder auf Geheiß des Oberamtes - das 
Bürgermilitär Verwendung für hilfspolizeiliche Auf­
gaben. Die Mannschaften wurden während der 
Vieh- und Krämermärkte als Wache unter den 

Stadttoren eingesetzt.5 Ein Beschluß des Gemeinde­
rates, die Wachen abzuschaffen, ließ sich nicht um­
setzen. 1837 kam es zu einem offenen Streit über 
die Dauer der Wachzeiten und die damit verbunde­
ne Entlohnung, die das Oberamt der Stadtkasse auf­
erlegt hatte.6 In seiner Eingabe warf das Kommando 
des Schützencorps der Stadtverwaltung vor, daß 

diese seit je bemüht gewesen sei, »die Bildung des 
Corps zu hintertreiben, indem man allerlei 
Gerüchte über dasselbe verbreitete«.7 Nur durch 
oberamtlichen Erlaß konnten die Stadträte dazu ge­
bracht werden, ihre Entscheidung, die Zahlung ein­
zustellen, nochmals rückgängig zu machen. Am 8. 

Oktober 1838 schloß man einen Vergleich. Das 
Schützencorps erhielt 100 fl . für seine Dienste und 
trat in den folgenden zehn Jahren nicht mehr in 
Erscheinung. Der Vereinszweck der schon im 

Januar 1838 gegründeten Schützengesellschaft in 
Wasseralfingen bestand dagegen in der Durch­
führung einer Art kontrollierten Integrations­

programms. Neben »anständiger Belustigung« soll­
te der neue Verein dazu dienen, »sich einander in 
bürgerlicher Eintracht mehr zu nähern und durch 
diese Annäherung das Band der Freundschaft und 
Harmonie fester zu knüpfen«8. Gemeint war damit 
vor allem eine Verbesserung des Verhältnisses zwi­

schen der Dorfbevölkerung und der in den 
Hüttenwerken beschäftigten Belegschaft. Oberamt 
und Hüttenverwaltung befanden gemeinsam darü­
ber, ob die Anträge auf Mitgliedschaft der 
Beschäftigten und Dorfbewohner angenommen 
werden konnten oder abzulehnen waren. 



Gründung der Bürgerwehr in Aalen 7 848 

Der bereits angesprochene Begleitvortrag zur 
Einführung des Volksbewaffnungsgesetzes defi­
nierte 1848 den Zweck der Bürgerwehren zum 
Teil in Anlehnung an die alten Pflichten, sah aber 
auch neue Aufgaben vor. 
Neben dem Ziel, wehrfähige Männer waffentüch­
tig zu machen, sollten die Bürgerwehren als 
»Schutzwehr für die Erhaltung der Verfassung und 
der gesetzlichen Ordnung« dienen. In Aalen wur­
de entsprechend Art. 38 des Gesetzes in der zwei­
ten Hälfte des Aprils 1848 von dem Gemeinderat 
eine Kommission eingesetzt9, der Stadtrat 
Seidelmann, Direktor Fürgang, Kaufmann Daniel 
Krauß, Ziegler Wagner, Radwirt Hodum, Stadtrat 
Sannwald und Verwalter Weberling angehörten. 
Es ist zu vermuten, daß diese Männer bereits in 
enger Verbindung zur früheren Miliz standen und 
auch an der Aufstellung des Bürgermilitärs im Jahr 
1847 beteiligt waren, das, ca. 200 Mann stark, 
helfen sollte, die befürchteten Hungerunruhen in 
Aalen zu verhindern. 
Oberamtstierarzt Ottenbacher übernahm den 
Vorstand in der neuen Bürgerwehr. 
Die Aufgabe der 11 Bürgerwehr-Kommission" be­
stand darin, die vorgesehenen vier Kompanien 
aufzustellen, die Wahl der Offiziere durchzu­
führen und die Bildung eines Verwaltungsrates 
vorzubereiten. 
Diesem Anfang Mai zusammengetretenen 
Gremium gehörten Stadtschultheiß Oesterlein 
(Vorstand), Oberamtstierarzt Ottenbacher 
(Befehlshaber), Oberamtsgeometer Volz (Offi­
zier), Seifensieder Daniel Rieger (Unteroffizier), 
Stadtrat Bernhard Arnold (Wehrmann), Kaufmann 
Christoph Lietzenmayer (Stadtrat), Färber Jacob 
Auchter (Mitglied des Bürgerausschusses) und 
Kaufmann F. Mayer (Fourier) an. 
Der Rat regelte die Verwaltungsangelegenheiten, 
die Waffenbeschaffung oder befand über die 
Rückstellungsgesuche einzelner Bürgerwehr­
pflichtiger. 
Dieser Pflicht unterlag jeder volljährige Bürger bis 
zum 50. Lebensjahr, der in der Lage war ))den mit 
diesem Dienst verbundenen Aufwand aus eige­
nen Mitteln zu bestreiten«. 
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Das Aalener Freicorps 

Nachdem den minderjährigen auch an 
Waffenübungen Interessierten in Aalen der Zutritt 
zur Bürgerwehr durch das Gesetz verwehrt war, 
schlossen sich 35 in einem Dienstverhältnis ste­
hende junge Männer - meist Gesellen und 
Hilfskräfte - in einem sogenannten Freicorps zu­
sammen. 
Wie den am 14. Mai 1848 verabschiedeten 
Statuten zu entnehmen ist, lag ihr Ziel vor al lem 
darin, ))die Mannschaft unter Vorbehalt ihrer 
Genehmigung mit Waffen, so sich auf 
Anschaffung von Sensen gründet, zu versehen« 10• 

Das Mindestalter der Mitglieder wurde auf 17 
Jahre festgesetzt. Gemeinderat und Oberamt be­
trachteten dieses Corps zunächst mit Wohlwollen, 
da sie davon ausgingen, es würde sich freiwil l ig 
der Bürgerwehr anschl ießen. 
Mit Schreiben vom 29. Mai 1848 teilte der 
Ausschuß des Freicorps jedoch dem Gemeinderat 
mit, daß ))Wir auf eine M itwirkung der hiesigen 
Bürgerwehrmannschaft in Betracht der uns in den 
Weg gelegten Hemmnisse gänzlich verzichten 
und uns als ein für sich selbst bestehendes Corps, 
dessen Absicht es ist, sich in den Waffen und son­
stigen Übungen heranzubilden, angesehen w is­
sen wollen«. 
Die Zusammensetzung des Verwaltungsrates der 
Bügerwehr macht deut lich, daß im Gegensatz zur 
Aalener Bürgermiliz der 1830er Jahre und der 
Bürgerwache von 1847 die neue Einrichtung zu 
einer vornehmlich kommunalen Angelegenheit 
geworden war. Der Oberamtmann wachte über 
die Ausführung und Einhaltung der gesetzlichen 
Grundlagen. 
Daneben bestand aber mit dem Freicorps eine 
Gruppe, die sich nicht ohne weiteres unterordnen 
wollte. Vorerst scheinen die Probleme nicht al lzu 
groß gewesen zu sein, so daß Oberamtmann 
Bürger die eingangs erwähnte Vollzugsmeldung 
nach Stuttgart geben konnte. 
Bereits im Juni 1849 dürfte er sich allerdings 
nicht mehr so sicher gewesen sein, ob die 
Mitglieder der Aalener Bürgerwehr und er 
dieselbe Auffassung von Ordnung und Verfassung 
teilten. 



Begeisterung für die Reichsverfassung 

Als das Paulskirchenparlament im Frühjahr 1849 
die in über zweihundert Sitzungen erarbeitete 
Reichsverfassung vorlegte, war es fraglich, ob sich 
die inzwischen wieder erstarkten Fürsten bereit fän­
den, sie durch ihre Zustimmung in Kraft zu setzen. 
28 kleinere und mittlere Staaten nahmen die 
Reichsverfassung an. Der von der Nationalver­
sammlung zum Kaiser der Deutschen gewählte 
preußische König Wilhelm IV., lehnte die Wahl al­
lerdings am 3. April (endgültig am 28. des Monats) 
ab. Die Könige von Bayern und Württemberg zö­
gerten ebenfalls. Der Justizminister und Pauls­
kirchenabgeordnete Friedrich v. Römer sorgte indes 
in Stuttgart für eine Wendung der Lage, indem er 
Wilhelm 1. von Württemberg durch seine zweimali­
ge Rücktrittsdrohung zur Annahme der Reichs­
verfassung zwang. Daneben war dem König durch 
zahlreiche Volksversammlungen, Zeitungs­
kampagnen und Adressen vieler Bürgerschaften die 
Erwartungshaltung der Bevölkerung deutlich vor 
Augen geführt worden. Schließlich erkannte König 
Wilhelm 1. am 25. April die Reichsverfassung an. 
Der Bote von Aalen feierte diesen Tag als »unerhört, 
unvergeßlich in der Württembergischen Geschi­
chte; unerhört, unvergeßlich in der Geschichte 
Deutschlands! « Zu der in der Stadtkirche anbe­
raumten Volksversammlung kamen etwa 2000 
Personen, darunter auch Bürgerwehr- und 
Freicorpsangehörige. 11 Um die Bedeutung der kö­
niglichen Entscheidung für die Annahme der 
Reichsverfassung hervorzuheben, bemühte Ober­
amtmann Bürger ein historisches Bild . Dabei richte­
te er seinen Blick in die ferne Zeit des Mittelalters, 
das er emotional mit staufischem Kaisertum und 
Reichseinheit verband. »Nach altem Schwaben­
Recht und Schwaben-Brauch wollen wir die 
Reichsfahne vorantragen« . Es ist hier nicht von 
Bedeutung, daß diese romantisch inspirierte 
Vorstellung von vergangener Größe das mittelalter­
liche Recht der Schwaben auf den Vorstreit in den 
Reichsschlachten fälschlicherweise mit dem Lehen 
der Reichssturmfahne in Verbindung brachte, das 
erst 1336 mit dem Kauf Markgröningens durch Graf 
Ulrich III. an Württemberg gekommen war. 
Bemerkenswert ist vielmehr, daß Oberamtmann 
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Bürger diese pathetische Form wählte, um den Erlaß 
des Innenministeriums vom 23. April auszuführen. 
Dieser hatte ihn lediglich davon in Kenntnis gesetzt, 
daß »die zwischen dem König und dem 
Ministerium bestandenen Meinungsverschieden­
heiten vollkommen beseitigt« seien und das 
Oberamt die Pflicht habe, »dies alsbald in seinem 
Bezirke bekannt zu machen «. Bürgers Worte gehen 
darüber weit hinaus. In ihnen spiegelt sich vielmehr 
dessen politische, liberal-konstitutionelle Grund­
haltung und Hoffnung, in welcher das würt­
tembergische Königtum wie auch die 
Reichsverfassung gleichwertig nebeneinander ste­
hen. 
Er unterschied sich hierin grundlegend von Mecha­
nikus Umgelter, der die Position der Demokraten 
auf der Versammlung vertrat. »Jahre lang habe das 
deutsche Volk in Fesseln gelegen und geduldet, es 
sei fast zum Bettler geworden und habe nichts dafür 
gehabt als - leere Worte und Versprechungen . [ ... ] 
jetzt sträuben sich die mächtigeren Fürsten, die 
deutschen Könige und wollen nichts aufgeben von 
ihrer bisherigen Selbständigkeit! Sie können es 
nicht überwinden, so manche wichtigen Freiheiten 
dem Volke zuzugestehen! [ .. . ] Wir müssen durchs 
ganze Land den Handschuh aufheben, den der 
König - durch die verächtliche und herausfordernde 
Behandlung der Deputation unserer Kammer - dem 
gesammten Volk hingeworfen hat! « 12 

Anzeichen politischer Spaltung 

In den folgenden Tagen des Mai 1849 führten die 
Kampagnen zur Annahme der Reichsverfassung in 
der linksrheinischen Pfalz, in Sachsen und 
schließlich in Baden zu Aufständen, die mit 
preußischer Hilfe niedergeschlagen wurden. Im 
Königreich Württemberg erreichten die Ereignisse 
mit der großen Pfingstversammlung, die am 27. und 
28. Mai in Reutlingen stattfand, einen Höhepunkt. 
Die Regierung in Stuttgart wurde aufgefordert, die 
provisorischen Regierungen in Baden und in der 
Pfalz anzuerkennen sowie die preußische Militär­
intervention zu verurteilen . Durch eine allgemeine 
Volksbewaffnung sollte die Möglichkeit geschaffen 
werden, den Reichsfeinden begegnen zu können. 
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ID!iniPerlum unb brr b,u1fd)m \llnlionail>etfnmmlung In ijolg, ber 1,~tm l!lefdjhiff, berfrlbm, rln 11nPer .!?onpm 
auGgebrodjm IP. 

m3ir 'otr\\leifen l}lmlbtr auf ba\1 untc1lflrbrnbe ID'lnnlfefl bei \lon brt 9lnlionnh,crfammlung· dngrfr~lrn 9lcid}!, 
!ll,ßentfdjaft, unb auf bi, 1>011 b,er .!?. !!le9örbe amilidj 1>orbmitlte 'ilnfprndJ, beG IDliniPeriumG • nn l>aG 
württemb. IDolf. 

U,&11 biefe emPe Sad)e 9nt bft !lllt!ttmnnnfd)aft brr Stobt 'ila!tn ttiPid), 'lletot9un9 ge~Poßen, unb ·bm 
-lll,fd/lufi ß<fafil, (gkidj taufmb uitfmt ~anbGleule) folgmb, !/lbt<ff< an 'i>i,· \Jlntionnluerfnmmluno ein3ufmbrn 
unb 111 1>etöff,nllidjm : 

~o{)e i'ltttiottttf, ,Berf omn,fu119 ! , 
!Die unletaddjnete !lll,9,mnnnfd)nft 1>ou!/lalen 11flärt !ti,mit, bafi ~' bio ~atlonaldBerfam'mlung 

nlG erfle !8e{löd•e :i)eutfdjlan~ß anetfannt, unb mlfd}loffm iP, bm !/lnorbnnngen betfrl&m unb,bingt 
ijo!ge !II ßcbeu , fOIUeit biefrlben ble 'Dutd)fÜ9tung bet!!W<liG1>rrf,1ffU1tß bettcffm. 

!lll,iter tuurbe &efd)lofien , 1>on unferm gct9nnin Sdjtitte f<immtlidje !/lngr9otige bcG DberamtGbe3lrfe in 
Jtetintnifi 3u ft3rn, uub fte au einet un gef<iumtm @rrhlruno fn blffrr roid,)tigm <Snj)c, aufauforbem. 

3nbem mic biefem !!lefdjlufi l)olge geben, Pellen 11>it nn f<immtlldje @emein~ebe9örbm, l/lefe9!G9abet ber 
$Ütßer\UrQren, mutraurnGmänner bcc IDerdne, ~r9rri- 2c. ,lc; baG bditglub( &rfud)en, fo DM . fn trJren Jträften 
flr9t, badu b.eidutragen, . 'Da~ alebalb in je'Dem Drte eine aTriemdne ~iir9er:0m_erjammfun9 uemnflaltet tuerbe, in 
IUeldjer bi<fe ti&crauG 11>ldjlig, lltaßt au, l/lerntqunß unb (pe1i<Uen ilbPimm1111g gebradjt W<tben müfjte. 

:IloG @rgebnifj berfelben 11>0U, bann fog!eidj ent11>eber an bcn ;Unt,qei~neten ober unmittrlbnt an bie 
beinffenbe 'lleQorb, einoef,nbet werben. 

:3111 Namen unb auß !lluftrag bet !Uiirgttltle{lt· 3u !Haien , 
Jjnuptmaun !lBOflnet, pto1>. 18efe~l~~nber, 

~ .. bttö betttfd;e ,tlolf. 
Die . bi6btrige prol>ifodfcfJt C!entrafgewalc: Qac: fidJ, im ißil>ttfprucb .mit brn iQr · 11acb brm @t(e~e ocm 

28, ~uni u.;j. oblirge111>ei1 sp~icbrr11, be1>arrlid} grn,tignt, l>it' ffidd)6unfalfu119 .,burd,)3t1fübren, uni> alle baQin 
,;irltnbrn ~efd)hlfft" l>tr Oeuffd,.Jru 9latio11afuttfammlung -· unbeact>ttt gtlalfrn. iSie bat ee, trolj meQrfacber 
rola~nung, tmabfdumt, bie @"rbebuug Oer Drwfcben IDolt!llt\mme ,;u @un(lrn brr ffi"tid)! utrfalfung ,;u unter~t1ijut 
1111b Dm ffi"rgirrungrn rntge11rn311trtrt11, bie ficb anma9tfn, mit offtnem ijritbtn6brtldJt btm beutfct,rn IDolte 
dnt IDerfaffunti unb tiu 28aQlg'tfr~ at1fäu3roinge11. · , · , 

Die_ orrfajfungge6mbe beutjch,e 'mti~tfiIDetfammtung ~at auß bltfrn @:>n1nbrn in i~nr Si~ung uom 
6. :Juni D. :;J. btfd/loffen: 

,,'.Die bil\.[)trige Clrntrafgtroa(t i~rta !1fmt_eG 3u_ tntbtben unb eine ffiegrntfct,ajt ft1r '.,i)eutrdJianb fin,;u, 
ftf.}en, .bie in aUen 21nadegtnbtitrn, n,elcJ.)e bie · aUgemdne <5id,ltrbtit unb ,!l.ßob(far,rt :OrutfdjlanbtS 
bHrrffrn, bit ,noll&iebenbe @ewalt 3u. übeu bat." 

Wir, bie Untrr3ticf)ntten , . finb t,on brn mertretern !>"er brutfcf,)rn 91ation 311r ffiegentfcfJaft filr :Deutfcbfanb 
ernannt roorben. ~~ jinb 11116 bir sp~icbtrn unb !Befugniffr ber bi!btrigrn @entra(gtwalt, · tlit Durd,lftlbrnnß 
brr ·. 9hid)6uerfalfung unb bit ID0U3it1,u110 · btr !ntfcbhltfe. ber 1Jlationafu_trfamn1'ung dbertragrn roorbr.11. fi1lr 
unfere S,,anblungrn finb n,it b_et 91:itionalutrfammlung urn,11t1uontfd,). 

1)rutfd)r ! l!Oir ()abtu btm ffiufe furer grfeQli ~en ~fi~.Cmtr 3'olge gtltiflet im fttftn IDntraueu auf unfrrt' 
gmd/et Snw,. . ·"'· · · 

'I:lie ~nftäubr uuf rrtG IDatedanbtS er[)rif cf,)rn · rafcbe6 J)anbdn.-. fG gilt, ba6 S,,eiUgfle, bie ffrtibeit unb fbre 
beG brntfd)rn ~noierG ~n rtctrn t>or maOtoft li ·Urbtrgriffrn t>tr robt11 @en,alt. !2Bir n.,ttbtn aUt unftre Jtr1\ftr 
aufbittrn, brn m1\r9trtrirg ob3urilt11llt11 u11b iluf frirothtrni IJ.8tl)( bh · beutfd)t @illbtit unb -ß:rtibtlf 311 
erreh:~rn; iv_ir tt1erbrn abtr, turnn e6 311r- C!:rrtid)uno · t>ie(ee }leltG nbtQig Ht, ber @m,ait @uua(t tntßtgrn~ 
flrUen, .1)1111D rrtr,111frntie aud aUrn Zbtilrn bt6 IDanrlanbtß l)abrn frltr(iCQ gelobt, ' @ut unb iBlut ftlr bie 
9hid)!Si,rrfnlf1111g- (inAufrijrn; · r'1ir rotrbrn (ie, a11ffort>ern, in ·jtnem ~aae ibr ro?anntGmort 3tt tbfen. 

"Uln C!:ud), ornrrd>r J\'rfigtr, nod,) ein br(onbrre~ JlBort ! 1)a6 @rfrft gibt 11116 bit Dbnleitung l>er grramm_, 
tm btwaffntrrn IDlacbr Deutfd;)(anbG ; e6 tlbnläOt 1;111! bit @rnrnuung btr DberbtfebIGbab"er. ;Jbr, bnitfd,)e 
JtdeQtr, rou·oer btm @eft~e gr{Jord)en, ·t,elfrn bm1affnetu 2lrm ibr fdo. Dffüitre, Unrrroffüiere uub e'iofbatm 
btr [\o(f61uti)re · unb beG fht,rnl>tu J) ttrt!, rot9' @rabe! ,ibr rd1i mbgt• ~br tt!trbet IDUt n,etctifmt in ptlutriict,em 
<!rf1lfl_rll brr IDefrbh, bit mir . uno bit l)Qn un0 erni1n11t(11 ,iBtfelJIGb.aber ~)1d) AUtommm . laffm, ~(Jr rotrbtt 
be6 ®aMfpruc:1)6 jebrG Jtri tgnG ringebenf ftin: ,·1:uur 'btm .. @efe~, @ei)orfam ft_intn filoUflrectern ! 

9lad)brm mit_ Dem brncigrn :tage ,b·er iaefel)l 1lbrt" ·bii ffi"tld}t5trn-pp·rn. lt!tlcbe bi6btr btr proi,~forif~rn 
@:_rntr~lgrro~!t urrpfli~rr~ n,a~rn., in unfrre .f)Onbe tlbergega_ngrn, wi.ro jrber fernere . @rf1orfam Qtgtn 2'tfebfe 
ber b16t,mgrn .prou1fonfd)rn l!encrafgeroa!t GIG -~.r:t-ubrud) g-tgtn baG @rftQ unb b1t btutfcb .e 
91 a t i o II gra()nbrt 1ue1·orn. · 

'.Det\tfcbt ! ~n »erbängnipoolftm 2.lugtn~tid'r tt1tnbrn n>i'r un6 an tu~. 
ffi.oct, ·ill t6 ~Mt, .bttrd,l unftre rigrue.J'trafc .btG 9Jttterlanbt! @rbDe, ,inbeit unb irti~tit 3u rttttu 

ibm. !lld}tung ~11 uerfd,lttfftn nac() wupen uni>. ~ric_b~,i _im . ;jnnern,!"9loc(,_ ifl t'G ;Jeit, 1111trr brn mtlrgfd)aftrn 
btr beurfcbrn Ohicb6l>trfaffung tine _ auf ~reibtit" ßrgr~nbrte D.r1>1111_119 ber Dinge witl;>rr brr3ujlrllrn. 

ffi"nbe uub . iriebtu~ b_ie unrrld91icbt iatbingung t>t! ·· @:r6hlbe1-._t\ bort .f)i:111t>tl unb•@mmbt wtrt>en nict,t t~tt 
aunictteijrrn, biß bcr · m1otrmtibfid)e Jl'ampf 31t1ifd)t11 bem _2lbf.olL!_riGmuG.:1111b.bu;. ß'rtibtit 3u @unfltn ber 
~ r e. i bei c beeub,t ijl. erebt 2lllt .3ug· &urer uo.Uen ~iUtn6,. unb Zba. 1lr.aft ! Der gtrt~ttn 
'6ad/t 'iff Der <Sieg ge11>iij. 

Gtuttgarr, D<n .7. :;Juni 1849, ID!itgl' er ber ·:b,utfd/en 9!1gtntfd/aft: 47 
ij•an; !Jlauean~, 6:ad !nogt} · · · . <einion, ijrlebridj ®djüler, . !Zlugufl !ßedjtr, 

Aufruf der Aalener Bürgerwehr vom Juni 7 849. 



Als Vertreter des Aalener Volksvereins nahm der 
Kaufmann Jakob Krauß an der Versammlung teil. Er 
war auch Mitglied jener Deputation, welche die 
Forderungen in Stuttgart der Regierung überbrach­
te. Wie der »Beobachter«, das in Stuttgart erschei­
nende liberal-demokratische Oppositionsblatt, am 
14. Juni meldete, wurde ihm bei seiner Rückkunft 
am 2. Juni in Aalen ein begeisterter Empfang berei­
tet. »Bei welcher Gelegenheit ihm von einem 
großen Theil seiner Mitbürger dadurch der freudig­
ste Willkomm erwiesen wurde, als ihm 
Nachtmusik, unzählige Vivats und von der hiesigen 
Bürgerwehr und Freischaren auch Gesang und 
mehrere Salven gebracht wurden .« 
Der Befehlshaber der Bürgerwehr und liberal-kon­
servative Landtagsabgeordnete Ottenbacher hatte 
dagegen versucht, in der Kammersitzung die 
Sympathien für die Reutlinger Beschlüsse »als 
Privatansichten « der Aalener Beteiligten herunter­
zuspielen. Hierauf bezog sich die scharfe Attacke 
desselben Artikels: » Vergleicht man nur, wie jedes­
mal der Herr Landtagsabgeordnete bei seiner 
Ankunft dahier empfangen wird, und den gestrigen 
Empfang unseres Mitbürgers Krauß, so wird sich mit 
Zuverlässigkeit ergeben, daß wahrlich Hr. Otten­
bacher mit seinen Ansichten beim weit größeren 
Teil der Bewohner sich sehr im lrrthum befinden 
muß, und aber die fraglichen Abgeordneten zu ihrem 
Benehmen große Zustimmung erhielten.« 
Die in der öffentlichen Ehrung von Jakob Krauß 
zum Ausdruck gebrachte liberal-demokratische 
Haltung eines großen Teils der Aalener Bürgerwehr 
bzw. der Freicorpsmitglieder und die Auslassungen 
ihres Befehlshabers Ottenbacher in Stuttgart lassen 
bereits deutlich eine politische Spaltung in beiden 
Einrichtungen erkennen. 
Nachdem am 30. Mai die linke Mehrheit in der 
Frankfurter Nationalversammlung die Verlegung 
nach Stuttgart beschlossen hatte und am 6. Juni eine 
vorläufige Reichsregentschaft aus ihrer Mitte ge­
wählt worden war, sah sich die Bürgerwehr zu einer 
weiteren deutlich Stellungnahme veranlaßt. Wie 
der »Beobachter« am 16. Juni 1849 mitteilte, hatten 
sich am 7. Juni die Mitglieder der Bürgerwehr­
mannschaft versammelt »und eine ganz kurze ent­
schiedene, im Sinne der Heilbronner gehaltene, 
Adresse an die Nationalversammlung unterschrie-
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ben. Nachdem dies geschehen war, ließ die 
Bürgerwehr die Nationalversammlung und die 
Regentschaft hoch leben.« Das zustimmende Echo, 
das die badische Erhebung in Heilbronn hervorge­
rufen hatte, scheint auch in Teilen der Aalener 
Bürgerwehr eine Resonanz gefunden zu haben. 
Kurze Zeit später zirkulierte im Oberamt Aalen ein 
Flugblatt, mit dem die Adresse gerechtfertigt wer­
den sollte und durch das die »Mitbürger auf dem 
lande« aufgefordert wurden, ähnlich zu handeln .13 

Die »Gemeindebehörden, Befehlshaber der Bürger­
wehren, Vertrauensmänner der Vereine, Lehrer 
etc.« waren angesprochen, darauf hinzuwirken, 
daß in ihren Orten Bürgerversammlungen veran­
staltet würden. Das Ziel bestand darin, 
Unterstützung für die Durchsetzung der Reichs­
verfassung durch die neue »Centralgewalt« und ge­
gen die Regierung in Stuttgart zu finden. Die 
Aalener Bürgerwehr unter Leitung von Hauptmann 
Wagner schloß sich damit dem Aufruf der provisori­
schen Regentschaft in Stuttgart an. »Die Zustände 
unseres Vaterlandes erheischen rasches Handeln. 
Es gilt, das heiligste, die Freiheit und Ehre des deut­
schen Volkes zu retten vor maßlosen Uebergriffen 
der rohen Gewalt. Wir werden alle unsere Kräfte 
aufbieten, den Bürgerkrieg abzuwenden und auf 
friedlichem Wege die deutsche Einheit und Freiheit 
zu erreichen; wir werden aber, wenn es zur 
Erreichung dieses Zieles nöthig ist, der Gewalt ent­
gegen stellen. Hunderttausende aus allen Theilen 
des Vaterlandes haben feierlich gelobt, Gut und 
Blut für die Reichsverfassung einzusetzen, wir wer­
den sie auffordern, in jenem Falle ihr Manneswort 
zu lösen« . Auch wenn es nicht dazu kam, daß die 
Aalener Bürgerwehr ihr Wort einlösen mußte, die 
klare Stellungnahme für die Reichsregentschaft hat­
te weitere interne Auseinandersetzungen zur Folge. 
Hauptmann Volz trat wegen Streitigkeiten mit den 
anderen Hauptleuten als provisorischer Befehls­
haber zurück. Das am 12. Juni 1849 abgefaßte 
Protokoll vermerkt zudem, daß er mit vier zu sieben 
Stimmen besagtem Hauptmann Wagner unterlag. 14 

In der Verwaltungsratssitzung am 14. Juni bean­
tragte ein nicht namentlich genanntes Mitglied, die 
Darstellung des Empfangs für Jakob Krauß im 
Protokoll dahingehend zu korrigieren, »daß von der 
Bürgerwehr 20 - 30 Wehrmänner theilgenommen, 



daß von einigen Freischaren einzelne Schüsse ge­
fallen, von den Wehrmännern selbst aber nicht eine 

einzige Salve gegeben worden sei«. Die »im 
Angesicht der unser Vaterland bedrohenden 
Gefahren« erhobene Forderung des Freicorps nach 
Waffen wurde vom Verwaltungsrat dahin abgebo­
gen, daß es den Bürgerwehrmännern überlassen 
bleiben sollte, ihre Musketen zu verleihen. Der 
Hinweis auf die verbleibende Zahlungspflicht der 
Eigentümer dürfte die Bereitschaft hierzu nicht sehr 
gefördert haben. 
Ende des Monats sorgte ein Aufruf zum politischen 
Umsturz nochmals für Aufregung in der Stadt. Am 
4. September legte Tierarzt Ottenbacher das 
Kommando über die Bürgerwehr nieder. Als 
Stellvertreter wurde nun wiederum Oberamts­
geometer Volz das Vertrauen des Offizierscorps 
ausgesprochen. Inwieweit sich hierin ein politi­
scher Stimmungswandel widerspiegelt, muß offen 
bleiben. Daß das Protokoll des Verwaltungsrates 
wie auch die Akten erst im Juni 1850 wieder einset­
zen, dürfte in erster Linie darauf zurückzuführen 
sein, daß bereits am 3. Oktober 1849 ein revidiertes 
Bürgerwehrgesetz von König Wilhelm 1. erlassen 
wurde. 

Ein halbherziger Versuch der Neuordnung 

Nach der Entlassung des Ministeriums Römer lenk­
te das neue Oktoberministerium Schlayer politisch 
wieder in vorrevolutionäre Bahnen zurück und war 
kaum bereit, die Gemeinden zur Durchführung des 
neuen Gesetzes anzuhalten. 
Auch Oberamtmann Bürger äußerte in seinem im 
Dezember 1849 verfaßten Bericht deutliche Kritik 
an dem neuen Entwurf. Er sah vor allem den Aspekt 
der Förderung der »Wehrhaftigkeit« zuwenig 
berücksichtigt. Dieser war für ihn umso wichtiger, 
da »vom deutschen Reich ja jetzt ohnehin nicht 
mehr die Rede ist, sondern blos von der Erhaltung 
seiner Stämme und gerade weil man klein ist, dar­
um stärke man sich, soweit es immer möglich oder 
man gewöhne sich an den für mich und für jeden 
guten Württemberger so peinlichen Gedanken, die­
ser Volksstamm hat aufgehört, für sich eine 
Bedeutung zu haben« 15.Wie in den 1830er Jahren 
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suchte Oberamtmann Bürger wieder eine Aufgabe 
für die Bürgerwehr. Diese war in ihrer wechselvol­
len Geschichte lediglich in den politisch turbulen­
ten Monaten des Jahres 1849 aufgrund ihres festge­
stellten Eigenlebens tatsächlich eine Wehr der 
Aalener Bürger. 1852 wurde sie mit Aufhebung der 
gesetzlichen Grundlage durch die Regierung aufge­
löst. 

Roland Schurig 
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Fahne der Aalener Bürgerwehr von 1848. Aufschrift: »Furchtlos und Treu« (Breite 145 cm, Höhe 122 cm) 




